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KANTONALE POLITIK
DATUM: 19.12.1968
FRANCOIS-L. REYMOND

KANTONALE POLITIK
DATUM: 16.12.1969
PETER GILG

Projekt Kantonsfusion 1969

Territorialfragen

La procédure de réunification des deux Bales est loin d'étre achevée. Certes, la
Constituante élue en 1960 a terminé ses travaux le 6 septembre 1968. Mais des
divergences sont apparues quant au mode de la consultation populaire prévue pour
février 1969. L'opposition, assez considérable, qui s'est manifestée a Bale-Campagne,
refusait de voter séparément sur la constitution et sur les principes directeurs de la
|égislation. Un recours en droit public, lancé contre les décisions de la Constituante et
des gouvernements, a abouti, et la Constituante devra reprendre ses délibérations. '

Die jahrzehntelangen Bemiihungen um eine Wiedervereinigung der beiden Basel
fanden praktisch ihr Ende in einem eindeutigen Nein der basellandschaftlichen
Stimmbiirger zu den vom gemeinsamen Verfassungsrat ausgearbeiteten Vorlagen.
Nachdem das Bundesgericht auf eine Beschwerde aus dem Baselbiet verfugt hatte, dass
auf Grund des basellandschaftlichen Wiedervereinigungsartikels die Verfassung fur den
neuen Kanton nicht ohne die ihr beigefligten Hauptgrundzige der Gesetzgebung in
Kraft treten koénne, entschloss sich der Verfassungsrat im Juni, die beiden
Rechtsgrundlagen zwar getrennt zur Abstimmung zu bringen, die beiden
Entscheidungen aber in ihrer Wirkung miteinander zu verkoppeln. Darauf setzten beide
Halbkantone den Volksentscheid auf den 7. Dezember an. Im lebhaften
Abstimmungskampf hoben die Gegner namentlich die wirtschaftliche Erstarkung des
Kantons Baselland seit den 30er-Jahren und die Erfolge der Zusammenarbeit mit
Baselstadt hervor, zudem warnten sie vor den Komplikationen einer langen
Ubergangszeit, in welcher die neue Gesetzgebung zu schaffen ware, die alten Kantone
aber noch weiterzufunktionieren hatten; die BefUrworter betonten die
Rationalisierungsmoglichkeiten und das grossere politische Gewicht eines vereinigten
Kantons und machten die Beschwerlichkeit und Ungewissheit der interkantonalen
Kooperation geltend. Wahrend in Baselstadt alle Parteien die Japarole ausgaben,
reihten sich in Baselland im Unterschied zu friheren Abstimmungen auch die
Freisinnigen und die Christlichsozialen in eine burgerliche Gegnerfront ein.

Dass der Urnengang allgemein als ein Entscheid fur oder gegen die Wiedervereinigung
verstanden wurde, zeigte sich darin, dass sich die Stimmenzahlen in den vier
Sachfragen (Verfassung, Hauptgrundzlige, Wahlgesetz und Geschaftsordnung des
Kantonsrates) nur ganz geringfligig voneinander unterschieden. Baselstadt brachte eine
gegenuber den 30er-Jahren nur um weniges schwachere annehmende Mehrheit auf,
dagegen schlug in Baselland das Verhaltnis um: Bei ahnlich hoher Stimmbeteiligung wie
1958 und 1960, als es um die Aufnahme eines Wiedervereinigungsartikels in die
Verfassung gegangen war, verstarkten sich die Gegenstimmen sowohl in den
ablehnenden oberen Bezirken wie vor allem auch im stadtnahen Bezirk Arlesheim, der
in den friheren Entscheiden den Ausschlag gegeben hatte; wenn sich die Baselbieter
Stimmblrger damals mit Dreiftinftelmehrheit wiedervereinigungsfreundlich geédussert
hatten, so stimmte nunmehr die durch Zuwanderung und Frauenstimmrecht auf das
Zweieinhalbfache angewachsene Aktivblrgerschaft mit ebensolcher Mehrheit
wiedervereinigungsfeindlich. In Baselstadt wurde die Verfassung bei 44 Prozent
Stimmbeteiligung mit 43'786 zu 22'024 Stimmen angenommen, in Baselland bei 76
Prozent Stimmbeteiligung mit 48'183 zu 33'222 Stimmen verworfen. Die Eindeutigkeit
des Verdikts gab in beiden Halbkantonen Anlass zu Vorstdssen flr eine Aufhebung der
Wiedervereinigungsbestimmungen in den Kantonsverfassungen, um die darin
vorgesehene Wahl eines zweiten Verfassungsrates, die man als sinnlos betrachtete, zu
vermeiden. Als Ersatz fur die Vereinigung wurde eine engere Partnerschaft
vorgeschlagen, ja deren Institutionalisierung durch ein die Kantonsverwaltungen
kontrollierendes Regionalparlament angeregt. Aus Baselstadt ertonte der Ruf nach
Erhebung der beiden Basel zu Ganzkantonen, die durch die Motion Dirrenmatt (lib., BS,
Mo. 10439) im Nationalrat eingereicht wurde. ?
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Volksinitiative fiir ein Beitrittsgesuchs Basels
an Basel-Landschaft 1990

Territorialfragen

Eine vierzigkdpfige Gruppe von bekannten Baslern, darunter auch Politiker wie die
Nationalrate Euler (sp), Hubacher (sp) und Weder (Idu), nahm im April einen neuen
Anlauf zur Zusammenfiihrung der beiden nordwestschweizerischen Halbkantone. Sie
propagierte in ihrem "Manifest fiir einen Kanton Basel" freilich nicht eine
Wiederauflage der 1969 in der Volksabstimmung am Votum Basellands gescheiterten
Vereinigung, sondern schlugen vor, dass sich Baselstadt - @hnlich wie das Laufental -
um eine Aufnahme in den Kanton Baselland bemuhen solle. Erreichen wollen sie ihr Ziel
mit einer kantonalen Volksinitiative, welche allerdings noch nicht lanciert worden ist.
Ein Entwurf dazu wurde im November an die Parteien zur Vernehmlassung geschickt. *

Die im Vorjahr vorgestellte baselstidtische Volksinitiative fiir ein Beitrittsgesuch
Basels zu Baselland wurde im Herbst lanciert. *

Kantonale Volksinitiativen zur
Zusammenarbeit der beiden Kantone 2004

Territorialfragen

Die Regierung des Kantons Basel-Land empfahl die Ablehnung aller vier im Vorjahr
eingereichten Volksinitiativen fir eine Neuregelung der Zusammenarbeit mit Basel-
Stadt. Die eine, von der SVP stammend, hatte eine Einschrénkung, die drei anderen,
Jubildumsinitiativen genannt, eine Ausweitung der Zusammenarbeit verlangt. °

Wie von Parlament und Regierung empfohlen, lehnten die Stimmberechtigten des
Kantons Basel-Land drei Volksinitiativen fiir eine Neuregelung der Zusammenarbeit
mit Basel-Stadt ab. Diejenige der SVP, welche eine Einschréankung der Zusammenarbeit
zur Folge gehabt hatte, vereinigte 26% Ja-Stimmen auf sich, diejenigen, welche eine
gemeinsame Spitalverwaltung resp. eine Fusion der Polizei- und Feuerwehrorganisation
verlangten, deren 33% resp. 31%. Diese beiden letzteren Volksbegehren waren auch in
Basel-Stadt eingereicht worden, wo sie vom Volk mit sehr klaren Mehrheiten
angenommen wurden (85% resp. 84%). Eine dritte Volksinitiative aus dem Paket fur
eine engere Zusammenarbeit, sie verlangt flir die beiden Kantone ein einheitliches
Bildungssystem, kam in Basel-Land noch nicht zur Abstimmung. Die Kantonsregierung
war im Frihjahr von ihrer urspringlich ablehnenden Haltung abgertckt, und der
Landrat hatte auf ihren Antrag die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags beschlossen.
Dieser soll, wie bereits friher von einer Standesinitiative von Basel-Land gefordert, eine
nationale Bildungsharmonisierung zum Ziel haben. °

Kantonsfusion Basel-Stadt und Basel-
Landschaft 2011-2014

Territorialfragen

Im Berichtsjahr war der Zusammenschluss der beiden Basel ein préasentes Thema und
die Chancen und Risiken flir eine Vereinigung wurden wissenschaftlich gepruft. Als
Folge dieser Studien bildete sich als Gegenbewegung ein Komitee ,Baselland bleibt
selbstandig® . Die SVP war in dieser Frage gespalten. Wahrend bereits ein
Zusammenschluss auf dem Papier, in Form eines Modells, fur die Baselbieter SVP zu viel
des Guten war, wollte die baselstadtische SVP zumindest die dadurch entstehenden
Synergien prifen. Im Herbst des Berichtsjahres lancierten die Grlinen eine
Volksinitiative zur ,Wiedervereinigung beider Basel™. Diese wurde vor allem von der CVP
heftig kritisiert. ’
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KANTONALE POLITIK
DATUM: 30.12.2013
MARC BUHLMANN

Seit Bestehen des Bundesstaates ist es zu keinen Kantonszusammenschliissen
gekommen. Die Diskussionen um Fusionen einzelner Gliedstaaten haben aber seit
einigen Jahren an Schwung gewonnen. Besonders virulent war die Diskussion einer
moglichen Fusion der beiden Basel. Anfang August - genauer am 3.8. in Erinnerung an
die Schlacht an der Hulftenschanz von 1833, bei der sich die beiden Basel getrennt
hatten - lancierte ein Komitee aus Politikern beider Gliedstaaten je eine Volksinitiative
mit dem Ziel einer Wiedervereinigung. Bei Annahme der Initiativen, die unter dem
Namen ,ein Basel™ die Aufnahme eines Fusionsartikels in beide Kantonsverfassungen
forderten, soll ein Verfassungsrat gebildet werden, der eine Fusion, die spéatestens in
zehn Jahren vonstattengehen soll, vorbereitet. Die Idee eines Kantons Basel ist nicht
neu; bereits in den 1930er Jahren und 1969 wurden entsprechende Vorstésse an der
Urne verworfen. Die aktuellen Beflrworter argumentierten, dass mit der starken
Zusammenarbeit zwischen Basel-Landschaft und Basel-Stadt die Kantonsgrenze nicht
mehr der Realitdt entspreche und die politischen Strukturen angepasst werden
mussten. Das Komitee ist mit Politikern verschiedenster Couleur - ausser der SVP
Baselland waren alle Parteien vertreten - und mit Wirtschaftsvertretern relativ breit
abgestutzt. Die grosste Skepsis gegenuber einem Zusammenschluss herrscht im oberen
Baselbiet. Auch innerhalb der meisten Parteien gab es zahlreiche kritische Stimmen. Als
Reaktion auf die Fusionsinitiative lancierten etwa Kreise um den ehemaligen
Wirtschaftskammer-Chef Hans Rudolf Gysin Volksbegehren, mit denen eine bessere
Zusammenarbeit der Kantone der Nordwestschweiz sowie je zwei Standeratssitze fur
die beiden Basel verlangt werden. Fir viel Gesprachsstoff sorgte der Entscheid der
Regierungen der beiden Basel, mit einer bereits vor der Fusionsinitiative durch einen
parlamentarischen Vorstoss vorgeschlagenen Fusionssimulation abzuwarten, bis Uber
die Fusionsinitiative abgestimmt wird. 8

Kantonsfusionen haben zwar in der Schweiz einen schweren Stand - 1969 war eine
Volksabstimmung fur eine Fusion beider Basel und 2002 fur eine Fusion der Kantone
Waadt und Genf mit grosser Mehrheit abgelehnt worden - blieben aber auch 2013
Medienthema. So wurden etwa weiterhin die Idee eines Kantons Zentralschweiz oder im
Rahmen der Jurafrage das Gebilde eines Kantons Nordwestschweiz (Arc jurassien)
diskutiert. Auch im Rahmen der 500-Jahr-Feiern der beiden Appenzell war eine
Wiedervereinigung  Thema zumindest  abstrakt-theoretischer Erérterungen.
Insbesondere die Fusionsbemihungen von Basel-Stadt und Basel-Landschaft waren
aber handfester und bereits 2012 durch die Lancierung von Fusionsinitiativen in beiden
Gliedstaaten angestossen worden. Ende Marz des Berichtjahrs wurden die Initiativen
mit 4171 (BL) bzw. 3'621 Unterschriften (BS) eingereicht. Im Kanton Basel-Landschaft
waren 15600 und im Kanton Basel-Stadt 3'000 Unterschriften notig; beide
Unterschriftszahlen wurden aufgrund der urspringlichen Euphorie nicht als
Glanzresultate gewertet. Die Abstimmung durfte voraussichtlich im Jahr 2014
stattfinden. Bei einem Ja wirde ein Verfassungsrat eingesetzt, der dann die
Rahmenbedingungen  ausarbeiten  wirde, die in einen anschliessenden
Zusammenschluss fuhren sollen. Die Debatte verlief im Berichtjahr eher verworren und
ziemlich leidenschaftslos. Gewarnt wurde vor einer Spaltung der Bevdlkerung in der
Frage und vor grossem administrativem Mehraufwand. Kritisiert wurde zudem, dass
keine Vorstudien zur Verfligung stinden, mit denen z.B. die Kostenfolgen einer Fusion
abgeschatzt werden  kénnten. Eine  Simulationsstudie war von  beiden
Kantonsregierungen noch 2012 abgelehnt worden; eine private Initiative durch den
Verein ,Regio Basilensis™ fir eine ebensolche Evaluation scheiterte an fehlenden
Finanzen. Gleichzeitig mit den Fusions-Initiativen wurde auch Uber drei von alt-
Nationalrat Hans-Rudolf Gysin (fdp, BL) angeklindigte Initiativen diskutiert, mit denen
eine verstarkte Uberkantonale Zusammenarbeit, die Aufwertung beider Basel zu einem
Stand bzw. die Kombination dieser beiden Forderungen durchgesetzt werden sollen.
Gysin verstand seine Begehren als Gegenvorschlage zur Fusionsinitiative, die er im Falle
von echten Gegenvorschlagen auch wieder zurtickziehe. Allerdings schob Gysin die
angekundigte Einreichung der Initiativen immer wieder hinaus, was ihm den Vorwurf
der Verschleppung des Fusionsprozesses einbrachte und fur reichlich Verwirrung
sorgte. Ende August empfahl die Regierung des Kantons Basel-Landschaft die Fusions-
Initiative schliesslich mit 3:2 Stimmen (Reber, gp und Wathrich, sp sprachen sich daftr
aus) zur Ablehnung, nachdem sie kurz Uber einen von Gegnern wie Beflirwortern eher
kritisch betrachteten und Uberraschenden Gegenvorschlag nachgedacht, diese Idee
aber als zu kompliziert wieder verworfen hatte. Man wolle lieber auf eine vertiefte
Partnerschaft setzen. Diese Entscheidung, die aufgrund der verbreiteten
Fusionsskepsis im Kanton Basel-Landschaft nicht wirklich Gberraschte, wurde von den
Fusionsbeflrwortern und den meisten Parteien im Kanton Basel-Stadt mit
Enttduschung zur Kenntnis genommen. Ein Ja wére als Signal fir einen Prozess
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KANTONALE POLITIK
DATUM: 28.09.2014
MARC BUHLMANN

interpretiert worden, mit dem auch die zuklnftige Zusammenarbeit beider Basel hatte
diskutiert werden kénnen. Mitte September beauftragte der Grosse Rat des
Stadtkantons die Regierung mit 73 zu 1 Stimmen bei einer Enthaltung deutlich, einen
Bericht zur Fusionsinitiative auszuarbeiten. Die Regierung selber machte keinen Hehl
daraus, dass sie das Begehren unterstitzte. Auf eidgendssischer Ebene wurde ein Ende
2012 eingereichtes, vom Bundesrat zur Ablehnung empfohlenes Postulat Lehmann (cvp,
BS) (12.4182), das von der Regierung eine Studie fordert, mit der Vor- und Nachteile von
Gebietsreformen aufgezeigt werden, im Plenum noch nicht behandelt. °

Am 28. September 2014 entschieden sich die Stimmbevdlkerungen von Basel-Stadt und
Basel-Landschaft, nicht zu einem einzigen Kanton Basel zu fusionieren. Zur Debatte
gestanden hatte die Einsetzung eines Verfassungsrates, der aus 75 Vertretern des Land-
und aus 50 Vertretern des Stadtkantons hatte bestehen und die Rahmenbedingungen in
einem mehrjahrigen Prozess hatte ausarbeiten sollen, die in einen anschliessenden,
noch einmal zur Abstimmung stehenden Zusammenschluss hatten mlnden kdnnen.
Doch nicht einmal diese unverbindlichen Vorarbeiten flr eine Fusion fanden die Gnade
der Stimmbdurgerinnen und Stimmbdrger. In der Stadt gab es ein laues Ja; vor allem die
Baselbieter standen einer Fusion aber sehr skeptisch gegenlber. Die Regierung von
Basel-Landschaft hatte sich bereits 2013 mit 3 zu 2 Stimmen gegen das ursprungliche
Initiativbegehren ausgesprochen. Mitte Januar 2014 gab die Stadt-Regierung die
Empfehlung fur ein Fusionsvorprojekt ab. Die Lebensraume seien mit den
Kantonsgrenzen nicht mehr kongruent.

In der Folge kam es zu einem eigentlichen Hick-Hack um die Abstimmungsvorlage. Zwar
erkléarte Ende Januar auch der Baselbieter Landrat die Fusionsinitiative fur rechtsglltig
- einzig die SVP stimmte geschlossen gegen den Antrag. Mitte April wurde neben der in
beiden Kantonen gleichlautenden Initiative aber noch ein von der stadtischen
Regiokommission ausgearbeiteter Gegenvorschlag vorgelegt. Dieser sah einen
Verfassungsrat vor, der nicht wie von der Initiative verlangt 120 paritatisch auf die
beiden Kantone aufgeteilte Mitglieder umfassen sollte, sondern deren 100, wobei 40
aus der Stadt und 60 aus dem Baselbiet stammen sollten. Das baselstadtische
Parlament veranderte den Gegenvorschlag Mitte Mai schliesslich auf die Formel 50 zu
75. Auf der einen Seite wurde dies als Geste des Stadtkantons zugunsten einer
wohlwollenden Prifung durch den Landkanton gedeutet, auf der anderen Seite aber als
Nachbesserung eines demokratischen Murks interpretiert. An den Grundeinstellungen
anderte sich jedoch auch mit dem Gegenvorschlag nichts. Die Regierung von Basel-
Landschaft blieb - mit Ausnahme des Griinen Isaac Reber - bei ihrem Nein. Eine engere
Zusammenarbeit sei sinnvoller als eine Fusion. Trotzdem einigte sich eine Woche
spater auch der Baselbieter Landrat knapp auf den Gegenvorschlag. Neben der SVP
ausserten sich dazu auch FDP, BDP und CVP skeptisch. Die emotional angeheizte
Stimmung wurde deutlich, als die SVP wéhrend der Debatte statt eines Votums die
Baselbieter Hymne anstimmte und sich die Regierung dabei spontan erhob. Trotz der
kritischen Einwénde sprach sich die Mehrheit des Parlments des Kantons Basel-
Landschaft dafur aus, der Bevdlkerung den Gegenvorschlag vorzulegen. Da letztlich
beide Kantonsparlamente nach einigen weiteren kleineren aber letztlich erfolglosen
Scharmutzeln den Gegenvorschlag auch in zweiter Lesung guthiessen, wurden beide
Initiativen zurlickgezogen. In beiden Kantonen stand also nur noch der Gegenvorschlag
zur Abstimmung. Obgleich der Baselbieter Landrat den Gegenvorschlag angenommen
hatte, konnte er sich nicht zu einer Abstimmungsempfehlung durchringen. Obwohl SVP
und FDP fur eine Nein-Empfehlung optiert hatten, obsiegte letztlich der
Kompromissvorschlag: Ein Parlament kénne nicht zuerst einen Vorschlag gutheissen
und diesen dann zur Ablehnung empfehlen. Die Regierung empfahl mehrheitlich ein
Nein, was im Abstimmungsbtichlein dann auch wesentlich deutlicher sichtbar war als
die Stimmfreigabe, was wiederum von einigen Beflrwortern der Fusion heftig kritisiert
wurde.

Bereits im Vorfeld der Parlamentsdebatten waren Fusionsstudien angeregt worden, um
eine bessere Grundlage fur den Entscheid bereitzustellen. Eine Simulationsstudie war
aber schon 2012 von beiden Kantonsregierungen abgelehnt worden und eine durch den
Verein ,Regio Basilensis™ angeregte Evaluation scheiterte an fehlenden Finanzen. Grund
fur die Ablehnung war, dass es ja noch nicht um eine Fusion gehe, sondern gerade der
geplante Verfassungsrat solche Eckdaten ausarbeiten solle. Umso mehr Interesse
weckten die Untersuchungen, die im Vorfeld der Abstimmung zur Verflugung standen.
Die alljahrliche UBS-Studie der kantonalen Wettbewerbsfahigkeit etwa, die in der Regel
als Grundlage fur Standortmarketing dient, gewichtete die Werte fur beide Basel
zusammen. Sie kam zum Schluss, dass ein fusioniertes Basel noch mehr
Wettbewerbsfahigkeit aufweisen wirde als der Stadt-Kanton alleine, der im Jahr 2013
immerhin als drittstarkster Kanton eingestuft worden war. Weil viele Firmen bereits
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Uber die Kantonsgrenzen hinweg vernetzt seien, kdnnten mit einem kantonalen
Zusammenschluss viele administrative Hurden abgebaut und die Wettbewerbsfahigkeit
verbessert werden. Im September wies eine weitere Studie der Credit Suisse darauf
hin, dass Basel-Landschaft flr Unternehmen steuerlich attraktiver sei als Basel-Stadt,
was bei einer Fusion etwa in Form hoher kommunaler Steuerautonomie berucksichtigt
werden musste. Die Studie wies zudem darauf hin, dass ein vereinigtes Basel wohl
weniger Mittel aus dem nationalen Finanzausgleich erhalten wirde. Eine eindeutige
Empfehlung fur oder gegen eine Fusion liess sich von den unabhéangigen Evaluationen
allerdings nicht ableiten. Dies kam eher den Fusionsgegnern zupass, da es den
Beflrwortern so nicht gelang, mit objektiv fundierten sachlichen Argumenten fur ein
Fusionsprojekt zu werben.

Die Stimmung in der Bevolkerung liess sich bereits an den Fasnachtssujets ablesen,
stiess doch die Kantonsfusion in den Baselbieter Schnitzelbanken grossmehrheitlich auf
starke Ablehnung. Die Fronten im Abstimmungskampf waren ebenfalls friih bezogen.
Die SVP, die sich als Gegnerin auf beiden Seiten der zur Disposition stehenden
Kantonsgrenze profilierte, stellte bereits ein Jahr vor den Baselbieter
Gesamterneuerungswahlen 90 Grossratskandidierende als Botschafter gegen die
Fusion auf. Parteiprésident Oskar Kédmpfer (BL, svp) erhoffte sich damit auch bessere
Chancen fur die kantonalen Wahlen von 2015. Von den Parteien im Baselbiet sagte auch
die BDP dezidiert Nein zu einer Fusionsprufung. Die FDP beschloss ebenfalls die Nein-
Parole, wogegen allerdings die Jungfreisinnigen opponierten. Die CVP, in der sich
Beflrworter und Gegner die Waage hielten, entschied sich flr Stimmfreigabe. Die SP,
die GP und die GLP sowie die EVP, welche ihre Parole gemeinsam mit ihrer Schwester
aus der Stadt fasste, empfahlen den Vorschlag zur Annahme. Im Stadtkanton empfahlen
alle Parteien (SP, GP, FDP, LDP, GLP, EVP und CVP) mit Ausnahme von SVP und BDP ein
Ja zum Vorprojekt fur eine Fusion.

Im Kanton Basel-Landschaft fanden sich wéhrend der Abstimmungskampagne, die in
den Medien praktisch taglich in Meinungsbeitragen ausgefochten wurde, nur wenige
Beflrworter, denen vor allem die CVP-Nationalratin Elisabeth Schneider-Schneiter
(cvp, BL) eine Stimme gab. Auf der Gegnerseite war ein Komitee ,Pro Baselbiet’ mit
umfangreichen Aktionen - darunter etwa die stark umstrittenen Hohenfeuer in fast
allen Baselbieter Gemeinden - sehr aktiv. Der bikantonale Verein ,Ein Basel’, der
urspringlich die Initiativen eingereicht hatte, wurde hingegen lange Zeit kaum
wahrgenommen. Fur etwas mehr Wind sorgte ,Jugend fur ein Basel’, eine Organisation,
der Jungparteien mit Ausnahme der jungen SVP angehorten. Die Meinungen Uber ein
Fusionsprojekt schienen umso negativer, je weiter weg von der Stadt eine Gemeinde
war. Vor allem die Oberbaselbieter Gemeinden furchteten bei einer Fusion den Verlust
der eigenen Identitat. Eine Verstarkung der Verstadterung durch eine Fusion wurde sie
noch starker an den Rand drangen. Im Gegensatz zum Landkanton verlief der
Abstimmungskampf in der Stadt auffallend emotionslos.

Wenig Uberraschend gab es beim Urnengang am 28. September ein deutliches Nein aus
dem Landkanton und lediglich ein lauwarmes Ja in der Stadt. Mit total 68,3% lehnte
eine deutliche Mehrheit der Baselbieter Bevolkerung die Vorstufe fir eine mdogliche
Fusion ab. In keiner Gemeinde im Kanton Basel-Landschaft fand sich eine Ja-Mehrheit
und die deutlichsten Nein-Mehrheiten zeigten sich - wenig erstaunlich - im
Oberbaselbiet. In einigen kleineren Doérfern betrug der Nein-Anteil gar tber 90%.
Obwohl die Stadtbevélkerung das Projekt mit 54,9% guthiess, war die Idee einer Fusion
beider Basel somit fur die nachsten Jahrzehnte wieder vom Tisch. Das Nein wurde auch
damit begrindet, dass die Fusionsbeflrworter keine klaren Vorteile eines
Zusammengehens aufzeigen konnten und zu wenig stark fir ihre |dee aufgetreten
waren. Letztlich sei die Unsicherheit eines Fusionsprojektes zu gross gewesen. In der
Tat schienen Fakten unwichtig, Emotionen daflir umso wichtiger zu sein. Es wurde
weitaus haufiger Udber Symbolik - von historischen Schlachten Uber mogliche
Hauptstadte bis hin zur Bewilligung von Hohenfeuern als Mahnmale gegen die Fusion -
als Uber mogliche zuklnftige Projekte diskutiert. Ob das Resultat nun in eine vertiefte
Partnerschaft mindet, wie dies von den Fusionsgegnern immer wieder betont worden
war, bleibt abzuwarten. Die unterschiedlichen Haltungen in den beiden Halbkantonen
durften eine thematische Partnerschaft eher erschweren. Vielmehr durften die
wéhrend der Kampagne gepflegten, alten Reminiszenzen noch eine Weile kochen und
entfremdend wirken. Freilich hatten auch das Nein der Baselbieter und das Ja der
Baselstadter im Jahr 1969, wo eine Fusion an der Urne abgelehnt worden war, zu
stérkerer Zusammenarbeit gefliihrt. Es scheint zumindest fraglich, ob dies in einer Zeit,
in der die Differenzen zwischen stadtischen und landlichen Gebieten eher zu wachsen
scheinen, in &hnlichem Umfang moglich sein wird.

Kurz nach dem Urnengang wurde eine alte Idee wieder aufgewarmt, néamlich den
Landkanton zu einem Vollkanton zu machen. In der Tat war diese Idee seit 1988
Bestandteil der Baselbieter Verfassung. Allerdings waren bisher mehrere Vorstdsse in
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diese Richtung von Baselbieter wie auch Baselstadter Parlamentariern in Bern erfolglos
geblieben. Auch den neuen Ideen wurden kaum Chancen eingerdumt. Allerdings waren
die BemuUhungen in letzter Zeit deshalb gebremst worden, weil eine mégliche Fusion
zur Debatte stand, die nun ja zumindest flr einige Jahre wieder vom Tisch ist. Auch Alt-
Nationalrat Rudolf Gysin (BL, fdp) schaltete sich mit einer Regio-Kooperationsinitiative
und einer Vollkanton-Initiative wieder in die Diskussionen ein.

1) BN, 7.9.,9.9., 3.10., 19.12.68; NZ, 8.9., 9.9., 19.12.68; Bund, 8.11.68.

2) BN, 14./15.6.,10.9.,16.9., 1./2.11,, 24.11,, 25.11,, 26.11., 27.11., 28.11., 2.12., 8.12.,13./14.12.,16.12.69; NZ, 15.6., 26.11., 8.12.,
11.12.,14.12.69; NZZ, 8.12.69.; Verhandl. B.vers., 1969, IV, S. 24

3) Presse vom 6.4.90; BaZ-Magazin, 7.4.90; BaZ, 3.5. und 19.5.90; TA, 17.11.90.

4) BaZ, 2.9. und 1.10.91.

5) BazZ, 19.11.03.

6) BaZ,12.2.04; 20.2.04; 17.5.04; NZZ, 14.1.04.

7) Baz, 25.01., 03.02.und 03.09.2011.

8) Baz, 4.2. und 27.2.12; NZZ, 26.4.12; BaZ, 26.4.,16.5., 5.7. und 27.7.12; NZZ, 15.6. und 6.7.12; BaZ, 3.8.12; Presse vom 4.8.12;
Baz, 8.8., 30.8., 7.9. und 10.11.12.

9) Baz, 7.1.13; BLZ, 22.1.13; BLZ, 24.2.13; BaZ, 9.2., 20.2.13; NZZ und TA, 22.3.13; Presse vom 23.3.13; LT, 9.4.13; BaZ, 28.5.,
26.6.13; BaZ und BLZ, 27.6.13; TA, 2.7.13; NZZ, 25.7.13; BLZ, 2.8.13; BaZ, 8.8. und 10.8.13; NZZ, 22.8.13; Presse vom 28.8.13;
BaZ, 5.9.13; BaZ und BLZ, 12.9.13; BaZ, 25.9., 4.10.13; NZZ und TZ, 26.10.13; BLZ, 4.12.13; BaZ, 30.12.13.

10) BLZ, 8.1.14; BaZ, NZZ, 22.1.14; BaZ, 31.1.14; BLZ, 5.3., 12.3., 8.4.,15.4.14; BLZ, BaZ, 16.4.14; BLZ, 14.5.14; BaZ, 15.5.14; BLZ,
NZZ, 21.5.14; BLZ, BaZ, NZZ, 23.5.14; BLZ, BaZ, 13.6.14; BLZ, BaZ, 26.6.14; BLZ, 30.6.14; BaZ, 2.7., 22.7., 28.7., 31.7.14; BLZ,
2.8.14; BaZ, 6.8.14; BLZ, 12.8.,18.8., 23.8.14; BLZ, NZZ, 27.8.14; BLZ, 2.9.14; BLZ, BaZ, NZZ, TA, 3.9.14; BLZ, 9.9.14; NZZ, 10.9.14;
LZ,15.9.14; SO, 21.9.14; BZ, 27.9.14; AZ, BLZ, BaZ, NZZ, 29.9.14; BLZ, BaZ, NZZ, 30.9.14; BaZ, 1.10.14; BLZ, Blick, 2.10.14; BaZ,
26.11.14
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